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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Nordatlantischen Versammlung 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 

Sehr verehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege! 

Die 19. Jahrestagung der Nordatlantischen Versammlung hat 
vom 21. bis 30. Oktober 1973 in Ankara und Istanbul statt- 
gefunden. Die Plenarsitzung wurde eingeleitet durch An- 
sprachen des türkischen Außenministers Haluk Bayülken sowie 
des Generalsekretärs der NATO und Vorsitzenden des Nord- 
atlantikrates Hubert Joseph Luns. In den anschließenden Be- 
ratungen hat die Versammlung die folgenden Empfehlungen 
und Entschließungen eingehend diskutiert und mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Ich beehre mich, Ihnen nachstehend diese Entschließungen 
und Empfehlungen in deutscher Übersetzung zur Kenntnis zu 
bringen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
Kurt Mattick 
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Ständiger Ausschuß 

Entschließung 

zu dem Bericht des Ausschusses der Neun 

Die Versammlung 

hat den Bericht des Ausschusses der Neun ent- 
gegengenommen, der entsprechend der Richtlinie I 
erstellt worden ist, die bei der im September 1971 
in Ottawa stattgefundenen Tagung der Nordatlanti- 
schen Versammlung erlassen wurde, um „eine ein- 
gehende Untersuchung über die Zukunft des Atlan- 
tischen Bündnisses" durchzuführen; 

hat den Bericht des Ausschusses der Neun im 
Politischen Ausschuß, Militärausschuß und Wirt- 
schaftsausschuß der Versammlung beraten; 

begrüßt den Bericht des Ausschusses der Neun als 
Diskussionsgrundlage ; 

spricht dem Ausschuß der Neun ihren Dank aus 
und beglückwünscht ihn zu der Qualität sowie der 
rechtzeitigen Vorlage seines Berichts; 

bittet die nationalen Delegationen der Versamm- 
lung, den Bericht des Ausschusses der Neun den 
Parlamenten ihrer Staaten zur Beratung vorzulegen; 

bittet den Präsidenten der Versammlung, den 
Bericht des Ausschusses der Neun dem General- 
sekretär der NATO mit der Bitte vorzulegen, eine 
Beratung und Stellungnahme durch den Nordatlan- 
tikrat zu veranlassen; 

bittet den Präsidenten der Versammlung, den 
Bericht des Ausschusses der Neun den Regierungs- 
chefs der Mitgliedstaaten der Versammlung zur 
Beratung über geeignete Maßnahmen sowie dem 
Präsidenten des Europäischen Parlaments, dem Prä- 


sidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften, dem Präsidenten der Versammlung der 
Westeuropäischen Union, dem Generalsekretär des 
Europarates und dem Generalsekretär der OECD 
zur Beratung und zu einer Stellungnahme, wie sie 
jedem von ihnen geeignet erscheint, zu übersenden. 


Entschließung 

Nahost-Krieg 

Die Versammlung 

begrüßt den Waffenstillstand im Nahen Osten, 
wie er durch die gemeinsame amerikanisch-sowjeti- 
sche Entschließung im Sicherheitsrat herbeigeführt 
worden ist; 

ist der Ansicht, daß die Feindseligkeiten die 
größte Gefahr für den Weltfrieden darstellten, die 
es in den letzten zehn Jahren gegeben hat; 

ist der Ansicht, daß der vorliegende Vorschlag 
für eine Feuereinstellung, verbunden mit der Auf- 
nahme von Verhandlungen zwischen den betroffe- 
nen Parteien zur Erzielung einer fairen und dauern- 
den friedlichen Regelung für den Nahen Osten, die 
erste wirkliche Gelegenheit darstellt, die seit lan- 
ger Zeit bestehenden politischen Probleme dieses 
Gebiets zu lösen; 

ruft alle Regierungen der Mitgliedstaaten auf, 
alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um insbeson- 
dere durch politische Initiativen und aktive wirt- 
schaftliche Unterstützung eine gerechte Regelung 
und einen dauernden Frieden hetfbeizuführen. 
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Politischer Ausschuß 

Empfehlung 

Ost-West-Beziehungen 

Die Versammlung 

begrüßt die anhaltende Entspannung zwischen Ost 
und West; 

erkennt, daß die Bemühungen um Frieden und 
Stabilität in Europa nur allmählich fortschreiten und 
der weitere Abbau von Feindseligkeit und Miß- 
trauen ein beachtliches Maß an Geduld und Beharr- 
lichkeit von allen Betroffenen erfordert; 

erkennt die laufende Verbesserung der wirt- 
schaftlichen, kommerziellen und politischen Bezie- 
hungen zwischen östlichen und westlichen Staaten 
an, insbesondere zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion, die durch die Unterzeichnung 
des Abkommens über die Verhütung eines Atom- 
krieges und die Abkommen für eine Verbesserung 
der wirtschaftlichen und technologischen Beziehun- 
gen zwischen diesen beiden Staaten sowie auch 
durch ihre gemeinsamen Bemühungen, einen Waf- 
fenstillstand im Nahen Osten zu erzielen, deutlich 
geworden ist; 

anerkennt den erfolgreichen Abschluß des ersten 
Teils der Konferenz über Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa sowie die Übereinkunft über einen 
Tagesordnungsentwurf und den Beginn der zweiten 
Phase der Verhandlungen in Genf; 

nimmt die Beendigung der vorbereitenden Ge- 
spräche über MBFR und die Verpflichtung zu aus- 
führlichen am 30. Oktober in Wien beginnenden 
Verhandlungen sowie die Fortsetzung der Ge- 
spräche über SALT II in Genf zur Kenntnis; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

1. im Bemühen um Entspannung weiterhin den 
gegenwärtigen Dialog zwischen Ost und West 
zu fördern; 

2. bei der Verfolgung dieser Politik fortwährend 
auf die Bedeutung der Menschenrechte innerhalb 
des Entspannungskonzepts hinzuweisen; 

3. die an den Gesprächen über MBFR und KSZE 
beteiligten Mitgliedstaaten zu ersuchen, die ge- 
meinsame Haltung, die diese Verhandlungen bis 
jetzt gekennzeichnet hat, aufrechtzuerhalten. 


Empfehlung 

Menschenrechte 

Die Versammlung 

erkennt die Gleichgültigkeit der Öffentlichkeit 
gegenüber militärischen Einrichtungen und die sich 


abschwächende öffentliche Unterstützung des Bünd- 
nisses; 

erkennt die zunehmenden Schwierigkeiten des 
Bündnisses, sich selbst nur in militärischen Begrif- 
fen darzustellen und die Notwendigkeit, die Ideale 
und Prinzipien hervorzuheben, die seine Mitglieds- 
staaten miteinander verbinden; 

hält es für notwendig, daß alle Staaten an den 
Prinzipien festhalten, die in der Charta enthalten 
sind; 

stellt den Widerspruch zwischen diesen Prinzipien 
und der innerstaatlichen Struktur bzw. Politik eini- 
ger Mitgliedstaaten fest; 

nimmt die begrenzten Reformen zur Kenntnis, die 
in jüngster Zeit vom griechischen Regime durchge- 
führt wurden, und bringt die Hoffnung zum Aus- 
druck, daß es sehr bald möglich sein wird, parla- 
mentarische Delegierte aus Griechenland in dieser 
Versammlung begrüßen zu können; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

1 . die Regierungen der Mitglieder dringend zu er- 
suchen, alle Anstrengungen zu unternehmen, um 
sicherzustellen, daß sie die Prinzipien aufrecht- 
erhalten, für die das Bündnis eintritt; 

2. seinen Einfluß geltend zu machen, um ein schnel- 
leres und kontinuierliches Fortschreiten der 
Selbstbestimmung für solche abhängigen Ge- 
biete zu fördern, wie sie Mitgliedstaaten der 
Organisation möglicherweise noch immer besit- 
zen. 


Empfehlung 

Präsenz der Vereinigten Staaten in Europa 

Die Versammlung 

begrüßt die Entschlossenheit der Regierung der 
Vereinigten Staaten, die amerikanische Truppen- 
stärke in Europa auf dem gegenwärtigen Stand bei- 
zubehalten; 

nimmt die Anstrengungen der europäischen Part- 
nerstaaten, den europäischen Pfeiler des Bündnis- 
ses zu verstärken, zur Kenntnis; 

unterstützt die „Erklärung über die Grundsätze 
der Zusammenarbeit in der Rüstung", die von den 
Verteidigungsministern der Eurogroup im Dezember 
1972 unterzeichnet worden ist; 

bittet den Nordatlantikrat dringend, 

1. die Regierung der USA in ihrer Absicht zu unter- 
stützen, keine Truppen einseitig von Europa ab- 
zuziehen, um das bestehende politische Gleich- 
gewicht nicht zu gefährden; 
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2. die europäischen Mitgliedstaaten zu ermutigen, 
die erforderlichen Konsultationsinstrumente zu 
schaffen, um hei ihren nationalen Streitkräften 
strukturelle Angleichungen vornehmen zu kön- 
nen, durch die ihre Schlagkraft vergrößert 
wird; 

3. alle an den Gesprächen in Wien teilnehmenden 
NATO-Mitgliedstaaten zu ersuchen, die MBFR- 
Verhandlungen im Rahmen der von der Ver- 
sammlung aufgestellten Prinzipien nach Kräften 
zu fördern. 
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Militärausschuß 


Empfehlung 

Verteidigungsausgaben und „Bürden Sharing“ 

Die Versammlung 

stellt fest, daß in den meisten Staaten Europas 
heute die Kosten steigen und die Öffentlichkeit der 
Verteidigung gleichgültig gegenübersteht, wodurch 
es immer schwieriger wird, den derzeitigen Umfang 
der Verteidigungsausgaben aufrechtzuerhalten; 

ist überzeugt, daß die Verteidigung und Sicher- 
heit Europas und der Vereinigten Staaten nach wie 
vor eng miteinander verflochten sind und daß die 
Präsenz amerikanischer Streitkräfte in Europa in 
dem gegenwärtigen Umfang auch in Zukunft für die 
Verteidigung Europas unerläßlich ist; 

verweist darauf, daß in den Vereinigten Staaten 
immer eindringlicher die Forderung nach einer ge- 
rechten Verteilung der Verteidigungslasten (bür- 
den sharing) erhoben wird und ist der Ansicht, daß 
in dieser Forderung echte Sorge zum Ausdruck 
kommt; 

ist der Auffassung, daß ein Nichteingehen auf 
diese Forderung zu einem einseitigen Abzug ame- 
rikanischer Truppen führen könnte; 

verweist auf die jüngst im amerikanischen Kon- 
greß erkennbar gewordene Unterstützung für den 
von den Senatoren Jackson und Nunn eingebrach- 
ten Änderungsantrag zu diesem Thema; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

1. den Grundsatz anzuerkennen, daß Staaten, die 
aufgrund ihrer NATO-Verpflichtungen Truppen 
im Ausland stationiert haben, keine finanziellen 
Nachteile entstehen sollten; 

2. in Anerkennung dieses Grundsatzes der Schaf- 
fung eines Rahmens für die Lösung der gegen- 
wärtigen Probleme des „bürden sharing" vor- 
rangig seine Aufmerksamkeit zu schenken; 

3. auf eine Vereinbarung über das gerechteste Ver- 
fahren zum Ausgleich der den Vereinigten Staa- 
ten als Folge der Stationierung von Truppen 
in Europa aufgrund der Verpflichtungen aus dem 
NATO-Vertrag entstehenden Devisenkosten hin- 
zuarbeiten; 

4. bei den Überlegungen zur Schaffung eines sol- 
chen Rahmens die Möglichkeit der Errichtung 
eines gemeinsamen Fonds zur Deckung dieser 
zusätzlichen Kosten zu prüfen. 


Empfehlung 

Neukonzeption der NATO-Verteidigung 

Die Versammlung 

hält die Aufrechterhaltung einer glaubwürdigen 
und schlagkräftigen Bündnisverteidigung auch in Zu- 
kunft für notwendig; 


ist sich der Probleme, vor die die Aufrechterhal- 
tung des derzeitigen Umfangs der Verteidigungs- 
ausgaben alle Mitgliedstaaten stellt, und der 
Schwierigkeiten, welche die Aufrechterhaltung der 
personellen Präsenz für viele Mitgliedstaaten mit 
sich gebracht hat, bewußt; 

verweist auf die Möglichkeit eines Truppenabbaus 
in Mitteleuropa in absehbarer Zeit; 

verweist auf die Entwicklung der Waffentechnik 
und ihren Einfluß auf strategisch und taktische Kon- 
zeptionen; 

empfiehlt dem Ausschuß für Verteidigungspla- 
nung der NATO, 

1. der Neukonzeption und Umstrukturierung der 
NATO-Verteidigung im Hinblick auf die Erfor- 
dernisse von heute vorrangig seine Aufmerk- 
samkeit zu schenken; 

2. dabei die Möglichkeit zu prüfen, die Sicherheit 
Europas bei eventuellen Änderungen der derzei- 
tigen Truppenstärken als Ergebnis der MBFR- 
Verhandlungen zu gewährleisten, 

3. sich mit der Vorstellung zu befassen, daß die 
NATO-Streitkräfte für einen längeren Krieg kon- 
zipiert sind, während die geltende militärische 
Doktrin davon ausgeht, daß ein Konflikt in 
Europa aller Voraussicht nach von kurzer Dauer 
sein würde; 

4. die Konsequenzen waffentechnischer Entwick- 
lungen und deren mögliche Bedeutung für die 
taktische Konzeption der NATO zu prüfen. 


Empfehlung 

Verstärkte Zusammenarbeit und Integration 
auf dem Gebiet der Verteidigung 

Die Versammlung 

erkennt den Beitrag der Eurogruppe zur euro- 
päischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ver- 
teidigung an, sähe aber gerne erheblich größere 
Fortschritte auf diesem Gebiet; 

ist sich der Notwendigkeit eines noch intensiveren 
Informationsaustauschs zwischen den Mitgliedstaa- 
ten über zukünftige Rüstungsforderungen bewußt; 

ist sich der Notwendigkeit einer engeren Zusam- 
menarbeit, Konsultation und Abstimmung zwischen 
den Mitgliedstaaten hinsichtlich der taktischen 
Forderungen an einzelne Waffensysteme sowie 
einer Rationalisierung der Verteidigungsaufgaben 
bewußt; 

ist sich der Hindernisse, die angesichts der unter- 
schiedlichen technologischen Entwicklung in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten zur Zeit einer ge- 
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meinsamen Beschaffung von Waffen im Wege ste- 
hen, bewußt; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

1. die in der Eurogruppe mitarbeitenden Mitglied- 
staaten des Bündnisses zu ermutigen, ihre Akti- 
vitäten vor allem mit dem Ziel, eine neue grö- 
ßere Initiative in die Wege zu leiten, weiter 
auszubauen; 

2. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufor- 
dern, der Versammlung jährlich einen Bericht 
über bestehende und geplante Gemeinschafts- 
projekte vorzulegen; 

3. die Möglichkeit der Schaffung eines Systems zur 
gemeinsamen Finanzierung, das die Beschaffung 
von Waffen auf breiterer Grundlage erleichtern 
würde, zu prüfen. 


Entschließung 

Schaffung eines europäischen Rüstungsamtes 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß im Interesse einer Ver- 
besserung der militärischen Schlagkraft Europas und 
einer Verstärkung des europäischen Beitrags zur 
Verteidigung Europas eine breitere Zusammenarbeit 
während der Anlaufphase, der Fertigungsphase und 
der Versorgungsphase von Rüstungsprogrammen 
unerläßlich ist; 


stellt fest, daß die Eurogruppe in der NATO ge- 
bildet worden ist, damit die europäische Rüstungs- 
industrie in die Lage versetzt wird, dieser Politik 
besser gerecht zu werden; 

stellt fest, daß Frankreich sich nicht an der Euro- 
gruppe beteiligt und daher das beträchtliche tech- 
nische Potential seiner Rüstungsindustrie unzuläng- 
lich genutzt wird und daß darüber hinaus durch 
diese Nichtbeteiligung die in unserem europäischen 
Verteidigungssystem so dringend empfohlene Rü- 
stungsstandardisierung nicht erleichtert wird; 

hofft, daß die Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Eurogruppe sich zusammen mit Frankreich nach 
Kräften um eine Lösung dieses Problems bemühen 
werden; 

ist der Auffassung, daß diese Probleme, die so- 
wohl die Forschung als auch die europäische indu- 
strielle Fertigung berühren, geprüft und zum Ge- 
genstand von Empfehlungen an die Regierungen 
gemacht werden könnten; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten, 

so bald wie möglich miteinander Verhandlungen 
aufzunehmen mit dem Ziel, im Rahmen der Euro- 
gruppe ein europäisches Rüstungsamt zu schaffen, 
in dem die zuständigen nationalen Vertreter unter- 
stützt von Arbeitsgruppen aus nationalen Sachver- 
ständigen im Interesse einer breiteren Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten während der 
Anlaufphase, der Fertigungsphase und der Versor- 
gungsphase von Rüstungsprogrammen zusammen- 
geführt werden. 
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Wirtschaftsausschuß 


Empfehlung 

Kontrolle der Tätigkeit multinationaler 
Unternehmen in der internationalen Wirtschaft 

Die Versammlung 

verweist auf die auf ihrer 18. Jahrestagung 1972 
in Bonn angenommene Empfehlung Nr. 27, in der 
sie 

feststellte, daß multinationale Unternehmen ein 
bedeutender Faktor bei der technischen Entwick- 
lung und der Verbreitung technischer Erkennt- 
nisse seien; 

feststellte, daß multinationale Unternehmen 
ausgezeichnete Möglichkeiten zur wirtschaftlichen 
Entwicklung bieten können und daß ihre Tätig- 
keit zur regionalen Verbesserung der Qualität des 
Lebens beitragen könne; 

die Auffassung vertrat, daß die Wirtschafts- 
tätigkeit multinationaler Unternehmen einen er- 
heblichen Einfluß auf die Beschäftigungsstruktu- 
ren habe, der sich zwar oft zum Vorteil, manch- 
mal aber auch zum Nachteil der regionalen 
Arbeitsmarktlage auswirke; 

die Auffassung vertrat, daß es schwierig sei, 
die Tätigkeit multinationaler Unternehmen im 
Rahmen der nationalen Beschäftigungsstrukturen 
zu kontrollieren und daß die Entscheidungen der 
Leitung solcher Unternehmen schwer vorauszuse- 
hen seien und sich nachteilig auf die regionale 
Entwicklung auswirken könnten; 

feststellte, daß die Tätigkeit der multinationa- 
len Unternehmen im Bereich des Atlantischen 
Bündnisses von besonderer Bedeutung sei; 

die Auffassung vertrat, daß eine Harmonisie- 
rung der wirtschaftlichen und technischen Entwick- 
lung sowie der Beschäftigungsstrukturen für den 
Wohlstand der Mitgliedstaaten des Bündnisses 
unerläßlich sei; 

bedauert außerordentlich, daß der Nordatlantik- 
rat und die Regierungen der Mitgliedstaaten auf 
diese Empfehlung nicht reagiert haben; 

ist der Auffassung, daß die Tätigkeit der multi- 
nationalen Unternehmen auch unter dem Gesichts- 
punkt der Bedürfnisse des Bündnisses gesehen wer- 
den muß; 

ist sich der wirtschaftlichen Macht der multinatio- 
nalen Unternehmen bewußt, die unter Umständen 
über finanzielle Reserven verfügen, die den öffent- 
lichen Haushalten mittlerer Industrieländer ver- 
gleichbar sind oder diese sogar noch an Umfang 
übertreffen; 

stellt fest, daß multinationale Unternehmen eine 
Währungskrise heraufbeschwören könnten, wenn 
sie auch nur einen kleinen Teil ihrer Kapitalanla- 


gen von einer Währung in eine andere umwechsel- 
ten; 

stellt fest, daß die wirtschaftlichen und politischen 
Vorstellungen multinationaler Unternehmen nicht 
immer denen des Gastlandes entsprechen; 

stellt fest, daß multinationale Unternehmen ihre 
wirtschaftliche Macht gelegentlich mißbrauchen, um 
politische Maßnahmen durchzusetzen, die nicht im 
Sinne der von der Mehrheit der Bevölkerung des 
Gastlandes erwarteten gesellschaftlichen und poli- 
tischen Entwicklung sind; 

verweist darauf, daß multinationale Unternehmen 
über ihre Grundsätze und ihr Verhalten nicht unmit- 
telbar Rechenschaft ablegen müssen und weitgehend 
keiner demokratischen Kontrolle unterliegen; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

die Regierungen der Mitgliedstaaten eindringlich 
aufzufordern, eine internationale Vereinbarung über 
die Tätigkeit multinationaler Unternehmen auszu- 
handeln und sich an den in internationalen Gremien 
wie der UNO, dem GATT, der OECD und den Euro- 
päischen Gemeinschaften laufenden Gesprächen zu 
diesem Thema zu beteiligen. 


Empfehlung 

Verbesserung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
im Mittelmeerbecken 

Der Versammlung 

verweist auf die Empfehlung von 1969 betr. die 
Schaffung einer Entwicklungsorganisation für den 
Mittelmeerraum und die Richtlinie von 1970 be- 
treffend die Realisierbarkeit einer Entwicklungs- 
organisation für den Mittelmeerraum; 

ist der Auffassung, daß eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in den 
Anrainerstaaten des Mittelmeeres in Südeuropa, 
dem Nahen Osten und Nordafrika die Vorausset- 
zungen für eine Stabilisierung der politischen Ver- 
hältnisse schaffen würde; 

stellt fest, daß die Einkünfte der Erdölförderlän- 
der am Mittelmeer und am Persischen Golf aus dem 
Ölgeschäft stark zunehmen und daß diese Einkünfte 
ein Element der Instabilität in das Weltwährungs- 
system bringen könnten; 

ist der Auffassung, daß diese Einkünfte auch im 
Rahmen einer Eigeninitiative der Mittelmeerländer 
zur Finanzierung der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung dieser Staaten verwendet werden 
könnten; 

ist der Auffassung, daß diese Eigeninitiative der 
Mittelmeerländer mit der wirtschaftlichen und tech- 
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nischen Zusammenarbeit mit den Industrienationen 
verbunden werden sollte mit dem Ziel, einen ge- 
meinsamen Entwicklungsplan für den Mittelmeer- 
raum aufzustellen; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, an die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten des Atlantischen Bündnis- 
ses zu appellieren, 

1. ihre Dienste für die Schaffung eines dauerhaften 
Friedens in den Mittelmeerländern anzubieten 
und zur Sicherung dieses Friedens beizutragen, 

2. auf den von den Mittelmeerländern an Europa 
gerichteten Appell zur Zusammenarbeit in der 
Form einer wirksamen Unterstützung dieser 
Staaten bei ihrer wirtschaftlichen und technischen 
Entwicklung einzugehen, 

3. unter den Industrienationen die Initiative zu 
einer neuen Form der Zusammenarbeit mit den 
Mittelmeerländern zu ergreifen, 

4. sicherzustellen, daß eine solche Zusammenarbeit 
auf der Grundlage eines Ausgleichs der Inter* 
essen aller Beteiligten stattfindet, 

5. im Benehmen mit den betreffenden Staaten den 
allgemeinen Rahmen eines gemeinsamen Ent- 
wicklungsplans für den Mittelmeerraum zu ent- 
wickeln und dabei insbesondere folgende Punkte 
zu berücksichtigen: 

a) Gewährleistung einer gleichberechtigten Mit- 
wirkung der Mittelmeerländer und der Indu- 
strienationen bei der Durchführung des ge- 
meinsamen Plans, 

b) wirksame Verbindung der technischen Hilfe 
der Industrienationen mit den finanziellen 
Möglichkeiten der Erdölförderländer mit dem 
Ziel, eine gesunde Wirtschaftsstruktur zu 
schaffen, die auch dann fortbestehen würde, 
wenn das Erdöl in den nächsten Jahrzehnten 
knapp werden sollte, 

c) eine zufriedenstellende Lösung des Problems 
der Unterbeschäftigung in bestimmten Mittel- 
meerländern und des Abwanderns von 
Arbeitskräften aus diesen Ländern in die 
Industrieländer unter Berücksichtigung der 
Probleme der Herkunftsländer und der Gast- 
länder, wobei dies aber nicht zu Lasten der 
Arbeitnehmer selbst gehen sollte, 

d) Schaffung von Absatzmöglichkeiten für land- 
wirtschaftliche und sonstige Erzeugnisse aus 
den Mittelmeerländern, 

e) Sicherung der Energieversorgung der Indu- 
strienationen. 


Entschließung 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten 
des Atlantischen Bündnisses 

Die Versammlung 

ist sich der Bedeutung des ständigen Dialogs und 
der Einzelverhandlungen, die im Rahmen der OECD. 


des GATT und des IWF mit dem Ziel einer Um- 
strukturierung des Welthandels und des Weltwäh- 
rungssystems geführt werden, bewußt; 

stellt fest, daß in den letzten Jahren wiederholt 
Wirtschafts-, Währungs- und Handelsprobleme die 
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses belastet und sogar gefähr- 
det haben; 

bekräftigt ihre Überzeugung, daß besondere An- 
strengungen unternommen werden sollten, um die 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den euro- 
päischen und den amerikanischen Bündnispartnern 
zu verbessern, ohne daß ein künstlicher Zusammen- 
hang zwischen Sicherheitsfragen einerseits und Zah- 
lungsbilanz- und Handelsproblemen andererseits 
hergestellt wird; 

bedauert das Fehlen eines organisierten gemeinsa- 
men Dialogs zwischen den Regierungen der Ver- 
einigten Staaten, den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft und den übrigen nordameri- 
kanischen und europäischen Bündnispartnern über 
die wirtschaftlichen und sozialen Probleme im Bünd- 
nis; 

verweist auf die von der Versammlung auf ihrer 
18. Jahrestagung in Bonn angenommene Empfeh- 
lung Nr. 26; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses, 

1. den Zusammenhalt im Atlantischen Bündnis zu 
stärken, 

a) indem sie Artikel 2 des Nordatlantikvertra- 
ges zu einem Instrument der Zusammenarbeit 
entwickeln; 

b) indem sie in allen Mitgliedstaaten die Ent- 
wicklung des wirtschaftlichen Wohlstandes 
fördern und die Verwirklichung sozialer 
Grundrechte sichern; 

2. wirtschaftspolitische Konsultationen einzuführen, 

a) indem sie regelmäßige Zusammenkünfte der 
Wirtschafts- und Finanzminister vorsehen; 

b) indem sie ein Verfahren für regelmäßige 
Konsultationen im Nordatlantikrat festlegen, 
wie es in Empfehlung Nr. 26 vorgeschlagen 
wurde; 

3. die Möglichkeit der Schaffung einer Atlantischen 
Freihandelszone gemäß Artikel 24 des GATT zu 
prüfen; 

4. sich dafür einzusetzen, daß bei den wirtschafts- 
politischen Konsultationen zwischen den Bünd- 
nispartnern Fragen der Wirtschaftsbeziehungen 
mit den nicht dem Bündnis angehörenden Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Freihandelszone 
sowie mit Staaten außerhalb des atlantischen 
Bereichs, wie z. B. Japan, Australien und Neu- 
seeland, besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
wird. 
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Wirtschaftsausschuß und Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Empfehlung 

Sicherung und Ausbau der Energieversorgung 
im Bereich des Nordatlantischen Bündnisses 

Die Versammlung 

stellt lest, daß die Aufrechterhaltung einer aus- 
reichenden Energieversorgung ein allen Mitglied- 
staaten des Bündnisses gemeinsames Anliegen ist; 

ist der Auffassung, daß das Problem einer gesi- 
cherten Energieversorgung nicht unter dem Aspekt 
der Sicherung der Verteidigungsfähigkeit der 
NATO-Streitkräfte, sondern auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der Funktionsfähigkeit der Volkswirt- 
schaften der Mitgliedstaaten des Bündnisses gese- 
hen werden sollte; 

ist der Auffassung, daß wissenschaftliche und 
technische Forschung einen bedeutenden Beitrag zur 
Erschließung neuer Energiequellen leisten könnten 
und daß die künftigen Möglichkeiten solcher neu- 
artigen Energiequellen bisher weder vollständig 
untersucht noch genutzt worden sind: 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Regierungen 
der Mitgliedstaaten des Bündnisses aufzufordern, 

1. auf nationaler Ebene ein sorgfältig geplantes 

Energieprogramm zu entwickeln, indem sie 

sicherstellen, 

a) daß die Suche nach Erdöl und Erdgas i.n den 
Mitgliedstaaten verstärkt wird und daß alle 
Bemühungen, in dritten Ländern neue Lager- 
stätten zu finden und Bohrrechte zu erwer- 
ben, unterstützt werden; 

b) daß die Binnenmärkte für Energieträger durch 
eine ausgewogene Einfuhrpolitik stabilisiert 
werden; 

c) daß die Lagerkapazitäten für Ölvorräte aus- 
gebaut werden; 

d) daß alle Bemühungen um möglichst starke 
Streuung der Öleinfuhren unterstützt werden, 
wobei sichergestellt werden muß, daß die Öl- 
lieferungen aus den einzelnen Förderländern 
bestimmte Grenzen nicht überschreiten; 

e) daß die Förderung des heimischen Energie- 
trägers Kohle beibehalten und gefördert wird 
und daß vor allem dort verstärkt Kohle ver- 
wendet wird, wo sie das öl ersetzen kann; 

f) daß beim Bau von Kraftwerken ein Anreiz 
gegeben wird, diese so auszulegen, daß sie 
sowohl mit Kohle als auch mit Ol betrieben 
werden können; 

g) daß Forschungsprogrammen zur Erschließung 
der in den jeweiligen Ländern interessante- 
sten Ausweichenergiequellen verstärkte 
finanzielle Förderung zqteil wird; 


h) daß Kernkraftwerke gefördert und mit ange- 
reichertem Uran aus umweltfreundlichen und 
energiesparenden Isotopentrennanlagen ver- 
sorgt werden; 

i) daß die technische Entwicklung von Hoch- 
temperaturreaktoren zur Stromerzeugung 
aber auch zur Wärmegewinnung unter ande- 
rem zum Zwecke der Gewinnung von quali- 
tativ dem Erdgas vergleichbarem Gas aus 
Braunkohle und Steinkohle gefördert wird; 

j) daß der Bau von benötigten Energieversor- 
gungseinrichtungen, vor allem Raffinerien, 
Kraftwerken und Hochspannungsleitungen, 
rechtzeitig in die Wege geleitet wird; 

k) daß Verfahren und Techniken zur Einsparung 
von Energie gefördert werden; dies gilt ins- 
besondere im Hinblick auf unbeabsichtigte 
Energieverschwendung ; 

l) daß Möglichkeiten zur besseren Energienut- 
zung entwickelt werden; 

2. auf internationaler Ebene zu einer Zusammen- 
arbeit zwischen den Staaten zu kommen, indem 

sie darauf hinwirken, 

a) daß die Mitgliedstaaten des Bündnisses und 
die übrigen Staaten der westlichen Welt ein- 
schließlich Japans sich zu einer Interessen- 
gemeinschaft zum gemeinsamen Einkauf von 
öl zusammenschließen; 

b) daß in den Mitgliedstaaten des Bündnisses 
ein Energiesicherungsplan für den Fall einer 
Energieknappheit aufgestellt wird; 

c) daß ein ständiger Informations- und Erfah- 
rungsaustausch' stattfindet und gemeinsame 
Forschungsprojekte und -programme unter- 
nommen werden mit dem Ziel, 

— die Leistungsfähigkeit der Energieversor- 
gung im allgemeinen zu verbessern und 
eine bessere Steuerung des Energiever- 
brauchs zu erreichen, 

— die wissenschaftlichen und technischen 
Maßnahmen zur weiteren Erschließung 
vorhandener Energiequellen zu verbes- 
sern; 

d) daß die Erforschung und Entwicklung techni- 
scher Ausweichmöglichkeiten wie Kernener- 
gie, Sonnenenergie, geothermische Energie, 
synthetische Kraftstoffe und Wasserstoff vor- 
angetrieben werden-, 

e) daß die Untersuchungen im Rahmen des Aus- 
schusses für die Aufgaben der modernen Ge- 
sellschaft (CCMS) über Ausweichmöglichkei- 
ten der Energieversorgung und die Möglich- 
keiten der intensiveren Energienutzung und 
die Mitarbeit an derartigen Untersuchungen 
voll unterstützt werden. 
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Ausschuß für Wissenschaft und Technik 

Empfehlung 

Verbesserung der Maßnahmen im Anschluß an die 
Arbeit des Ausschusses für die Aufgaben der 
modernen Gesellschaft (CCMS) 

Die Versammlung 

verweist auf die bei der 18. Jahrestagung in 
Bonn angenommene Entschließung Nr. 8; 

verweist auf den Stand des Fortschritts, der in 
den Modellstudien des CCMS und den von diesem 
Ausschuß dem Nordatlantikrat vorgelegten Emp- 
fehlungen erzielt worden ist; 

ist der Auffassung, daß die Darstellung der Arbei- 
ten des CCMS gegenüber der Öffentlichkeit sowie 
in Parlaments- und Regierungskreisen unzureichend 
ist und nicht der Bedeutung der Ergebnisse dieser 
Arbeiten für die Zusammenarbeit und Koordinie- 
rung im Umweltbereich innerhalb des Bündnisses 
entspricht; 

stellt sogar eine gewisse Nachlässigkeit der Mit- 
gliedstaaten im Hinblick auf die Anwendung der 
vom Atlantikrat befürworteten Empfehlungen fest; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Regierungen 
der Mitgliedstaaten nachdrücklich aufzufordern: 

1. die Arbeit des CCMS zu unterstützen und Maß- 
nahmen im Anschluß an die vom CCMS vorge- 
legten und vom Nordatlantikrat befürworteten 
Vorschläge und Empfehlungen zu ergreifen; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß ihren an der Arbeit 
des CCMS beteiligten nationalen Delegationen 
mindestens ein Mitglied ihres nationalen Parla- 
ments angehört; 

3. die Initiative zur Einleitung eines Dialogs zwi- 
schen ihren Vertretern im CCMS und den der 
Nordatlantischen Versammlung angehörenden 
Parlamentariern dadurch zu ergreifen, daß 

a) dem Unterausschuß des Ausschusses für Wis- 
senschaft und Technik für „die Arbeit des 
CCMS und die Anwendung seiner Empfehlun- 
gen“ alle erforderlichen Informationen und 
Auskünfte gegeben werden, 

b) es den Mitgliedern dieses Unterausschusses 
ermöglicht wird, an den Beratungen des 
CCMS teilzunehmen; 

4. hierdurch den Einflußbereich des CCMS zu er- 
weitern und zu einer größeren Unterstützung 
der Arbeit des CCMS in parlamentarischen Krei- 
sen zu gelangen. 


Empfehlung 

Internationales System zur Überwachung 
des Nordatlantik durch Satelliten 

Die Versammlung 

verweist auf die bei der 18. Jahrestagung in Bonn 
1972 angenommene Richtlinie Nr. 4; 

erkennt, daß die Fragen im Zusammenhang mit 
der Nutzung der biologischen Hilfsquellen des Mee- 
res im Nordatlantik sowie mit den für eine solche 
Nutzung erforderlichen Kontrollsystemen kürzlich 
ernsthafte Spannungen verursacht haben und wahr- 
scheinlich weiterhin gefährliche Spannungsherde 
zwischen den Ländern im nordatlantischen Raum 
bleiben werden; 

weist darauf hin, daß ein für die Überwachung des 
Nordatlantik geeigneter Satellit 

— eine größere Leistungsfähigkeit der Fischerei- 
industrie, 

— die Aufdeckung von Verschmutzungsquellen im 
Zentrum des Ozeans, 

— die Einrichtung eines Kontrollsystems für den 
Schiffsverkehr, 

— die Erhaltung des Fischbestands durch eine ver- 
besserte Nutzung und Kontrolle 

ermöglichen würde; 

erkennt, daß ein internationales Beobachtungs- 
system durch Satelliten eine unparteiische Kontroll- 
möglichkeit bietet, wodurch die derzeit von der 
Internationalen Fischereikommission im Nordatlan- 
tik verwendete Fangkontrollmethode verbessert 
würde; 

stellt fest, daß ein solches unparteiisches Kontroll- 
system folgende interessante Vorteile mit sich brin- 
gen würde: 

— ein größeres Vertrauen der Fischer in die von 
eine solchen System übermittelten Auskünfte; 

— eine wirksamere Aufdeckung von Verstößen und 
folglich einen Rückgang von derartigen Ver- 
suchen; 

— infolge der unparteiischen Auskünfte eine Ver- 
ringerung der zwischen den Fischfangflotten im 
Nordatlantik und den betreffenden Staaten be- 
stehenden derzeitigen Spannungen; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, unverzüglich eine 
Studie über die Möglichkeiten zur Verwirklichung 
eines internationalen Systems zur Beobachtung des 
Nordatlantiks ausarbeiten zu lassen, in der 

— eine vorläufige Kostenschätzung; 

— eine Bewertung der jeweiligen Vorteile der ver- 
schiedenen Kontrollsysteme 

enthalten sein sollten. 
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Entschließung 

Einrichtung eines internationalen Informations- 
systems im Bereich der Wissenschaft 
und Technologie 

Die Versammlung 

weist auf die wachsende Bedeutung der Auswir- 
kungen der technologischen Entwicklung und auf 
die Wichtigkeit der Informationen und Kenntnisse 
bei den politischen Entscheidungsprozessen hin; 

erkennt, daß sich politische Entscheidungen und 
Empfehlungen auf möglichst umfassende und aktu- 
elle Informationen gründen sollten; 

verweist darauf, daß die bestehenden Informa- 
tionssysteme auf internationaler Ebene nicht aus- 
reichen, um den Parlamentariern eine Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu ermöglichen; 

erkennt, daß ein internationales System zur 
Sammlung und Speicherung von Informationen und 
zur erforderlichen technischen Auswertung für die 
Politiker von Interesse ist; 

hält gleiche Informationsmöglichkeiten für we- 
sentlich und hält es somit für erforderlich, das 
System all denen zugänglich zu machen, die, wie 
parlamentarische und Regierungsgremien, interna- 
tionale Organisationen, nationale und internationale 
Forschungsinstitute, beratende Organe und Univer- 


sitäten zur Wissenschafts- und Technologiepolitik 
beitragen; 

verweist auf die Schlußfolgerungen der Dritten 
Konferenz Parlament und Wissenschaft sowie auf 
die von der Nordatlantischen Versammlung auf 
ihrer 18. Jahrestagung in Bonn angenommene Richt- 
linie Nr. 5 betr. eine Datenbank; 

ersucht 

1. die Regierungen der Mitgliedstaaten der Nord- 
atlantischen Versammlung 

a) im Rahmen des Ministerrates der OECD die 
Schaffung eines internationalen Informations- 
systems über wissenschaftspolitische Fragen 
anzuregen; 

b) ein solches Projekt zu unterstützen und zu 
billigen; 

c) gegebenenfalls zu einem Sonderhaushalt 
einen Beitrag zu leisten, um sofort die Inan- 
griffnahme von vorbereitenden Studien finan- 
zieren zu können; 

2. den Generalsekretär der OECD, dem Minister- 
rat den Vorschlag zu einer ausführlichen Studie 
über die Möglichkeit der Einrichtung eines inter- 
nationalen Informationssystems im Bereich der 
Wissenschafts- und Technologiepolitik zu unter- 
breiten. 
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Ausschuß für Erziehung, Kultur und Information 

Entschließung 

Kulturelle Aspekte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

Die Versammlung 

ist besorgt über die Wahrung der persönlichen 
Grundfreiheiten; 

verweist auf die Bedeutung der kulturellen und 
menschlichen Aspekte der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa; 

fordert 

a) die Regierungen der Mitgliedstaaten des Atlan- 
tischen Bündnisses auf, die Sowjetunion und die 
anderen Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts 
zu ersuchen, die freie Meinungsäußerung sowie 
die freie Auswanderung von Personen und ins- 
besondere die Zusammenführung von Familien 
zu gestatten; 

b) die Mitgliedstaaten des Bündnisses auf, die der- 
zeitigen Verhandlungen mit der Sowjetunion 
und den übrigen Mitgliedstaaten des Warschauer 
Pakts bei der Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa sowie inoffizielle Kon- 
takte zu nutzen, um auf die grundsätzliche wie 
tatsächliche Anerkennung der persönlichen 
Grundfreiheiten in der Sowjetunion und den 
übrigen Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts 
hinzuwirken. 


Entschließung 

Radio Free Europe und Radio Liberty 

Die Versammlung 

ist davon überzeugt, daß ein freier Austausch von 
Informationen unter den Völkern wie auch unter 
den Regierungen eine bessere internationale Ver- 
ständigung sowie die Aussichten auf eine echte 
Entspannung fördert; 

ist sich dessen bewußt, daß den Völkern Ost- 
europas sowie der Sowjetunion der freie Informa- 
tionsfluß wegen der amtlichen Zensur, des Mono- 
pols der Massenmedien und der der Freizügigkeit 
von Personen auferlegten Beschränkungen noch im- 
mer versagt wird; 

verweist auf die jüngsten Studien zu diesem The- 
ma einschließlich die der Atlantischen Gesellschaft 
mit dem Titel „Behinderungen des freien Informa- 
tionsflusses zwischen Ost und West" sowie die der 
Studienkommission der amerikanischen Regierung 


für die internationale Rundfunkübertragung mit dem 
Titel „Das Recht auf Information" ; 

verweist darauf, daß sich die an der bevorstehen- 
den Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa teilnehmenden atlantischen Nationen den 
freieren Austausch von Informationen, Gedanken 
und Personen zwischen Ost und West zu Recht als 
ein Hauptziel gesetzt haben; 

bekennt sich erneut zu dem in 'der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte verankerten Recht 
jedes Menschen, „Informationen und Ideen mit allen 
Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen 
zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten"; 

stellt fest, daß Radio Free Europe und Radio 
Liberty einen wirksamen Beitrag zur Förderung 
einer offenen internationalen Übermittlung von 
Informationen und Gedanken geleistet haben und 
daß sie 'für die fachliche Qualität ihrer Nachfor- 
schungen sowie für die Sachlichkeit und Vollstän- 
digkeit ihrer Rundfunkübertragungen weitgehend 
Anerkennung finden; 

verweist auf die jüngsten sowjetischen Ver- 
suche, die beiden Sender von anderen nach Ost- 
europa sendenden Rundfunkanstalten zu isolieren, 
um besonderen Druck auf sie ausüben zu können; 

stellt fest, daß die Frage einer westeuropäischen 
Beteiligung an der Finanzierung und der Leitung 
von Radio Free Europe und Radio Liberty noch nicht 
offiziell erörtert wurde; 

begrüßt die von westeuropäischen Bürgern unter 
der Leitung zunächst von Dr. Stikker und gegenwär- 
tig von Dr. van Roijen ergriffene Initiative, die 
Unterstützung der beiden Sender durch die Stiftung 
zur Förderung des freien Informationsflusses zu 
organisieren; 

ersucht: 

1. die Regierungen und interessierten privaten 
Gruppen der Atlantischen Gemeinschaft, sich 
über die Arbeit dieser Rundfunksender vollstän- 
dig auf dem laufenden zu halten und zu prüfen, 
wie sie enger Zusammenarbeiten könnten, um 
die fachliche Integrität und die wirkungsvolle 
Arbeitsweise der beiden Sender weiterhin sicher- 
zustellen; 

2. die Regierungen der europäischen Mitgliedstaa- 
ten des Bündnisses, eine finanzielle Unterstüt- 
zung von Radio Free Europe und Radio Liberty 
zu erwägen; 

3. die Regierungen der Mitglieder des Bündnisses, 
jeden sowjetischen Vorschlag, der die Zukunft 
der beiden Sender in Frage stellen könnte, 
äußerst sorgfältig zu prüfen. 
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